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Eine Fehlkonstruktion von Anfang an
VON HERMANN RUDOLPH

Selten kommt es vor, daß politische
Gesten zu Schlüsselszenen werden.
Diese, die sich vor fünfzigjahren im

damaligen Admiralspalast, dem heutigen
Metropol am Bahnhof Friedrichstraße,
beider Vereinigung von KPD und SPD zur
SED abspielte, war eine solche. Sie fehlte
in keinem Geschichtsbuch der DDR, er¬
schien ikonengleich in jeder Selbstdar¬
stellung: Wilhelm Pieck und Otto Grote¬
wohl, der KPD-Vorsitzende und der füh¬
rende Mann der Ost-SPD, von links und
rechts die Bühne betretend, um sich in
der  itte die Hände zu geben. Seither
schmückte der sogenannte „historische
Händedruck , millionenfach vervielfäl¬
tigt, oft auch ironisiert, über vierzig Jahre
lang die Reverse der Parteimitglieder. Im
Rückblick ist unschwer zu erkennen, was
sich damals vollzog: ein erstes Beispiel je¬
ner penetranten propagandistischen In¬
szenierungen, mittels derer sich die SED
die Geschichte zurechtbog. Doch für ei¬
nes der fol enreichsten Ereignisse der
Nachkriegsgeschichte steht die Szene
gleichwohl.

Denn mit diesem Gründungsakt der
SED wird die Zwangsvereinigung von
KPD und SPD, bis dahin eher eine Ange¬
legenheit zwischen den beiden Arbeiter¬
parteien, zum politischen Faktum, der
nun wirklich eine Weichenstellung dar¬
stellte - und zwar mit Konsequenzen,
die erst mit dem Zusammenbruch dieser
Partei im Herbst 1989 und der deut¬
schen Vereinigung an ihr Ende gelang¬
ten. Die SED-Gründung eliminierte in ei¬
nem Drittel Deutschlands die SPD als ei¬
genständige Kraft, zerbrach damit die
eben erst wieder entstandene, weitge¬
hend einheitliche deutsche Parteiep-
landschaft und ebnete der totalitären
Umgestaltung des östlichen Deutsch¬
lands den Weg. Natürlich war es die gro¬
ße Politik, die die Entwicklung bestimm¬
te: aber ohne SED-Gründung keine deut¬
sche Spaltung, also auch keine DDR,
übrigens wohl auch nicht die eiserne Ab¬
wehrhaltung gegen  lle kommunisti¬
schen Sirenengesänge, die die Entwick¬
lung der SPD und die westdeutsche Poli¬
tik insgesamt lange prägte.

Es ist gut, daß nach den Diskussionen,
die in den letzten Monaten über die

Zwan svereinigun  von SPD und KPD
geführt worden sind, die Erinnerung an
den 21. April 1946 den Blick auf die SED-
Gründung lenkt. Das erledigt - frei nach
dem Motto „An ihren Früchten sollt ihr
sie erkennen  - viele Kontro ersen.
Denn schon 1947 erhob die SED den An¬
spruch, die „führende Kraft zu sein , und
die Rigorosität, mit der sie ihn exekutier¬
te, verdeutlicht den damit dokumentier¬
ten Hegemoniewillen einschließlich der
Absage an die traditionelle Partei-Rolle:
schon ein Jahr später propagierte sie den
Wandel zu einer „Partei neuen Typus“,
also jener stalinistischen Kader- und Ap¬
parat-Partei, die dann vier Jahrzehnte
lang das politische, gesellschaftliche und
wirtschaftliche Leben im östlichen
Deutschland deformiert, ja zerstört hat.
Falls es einmal eine andere, nämlich de¬
mokratiebereite SED gegeben haben
sollte, so kann sich sich das nur auf die
Gründungsminute beschränkt haben.
Aber auch das ist nicht sehr wahrschein¬
lich: den totalitären Bazillus trugen die
KPD-Führer, die ja alle tief durchdrun¬
en waren von der. kommunistischen

Parteitradition, in sich. Die vom früheren
Partei-Organ „Neues Deutschland  un¬
längst in einer Diskussionsveranstaltung
aufgeworfene Frage, ob die SED „eine
Fehlkonstruktion von Anfang an“ gewe¬
sen sei, läßt sich also einfach beantwor¬
ten: Ja, sie war es.

Was folgt aus der Erinnerung an den
21. April 1946? Natürlich die Lehre -
aber das versteht sich von selbst -, der
PDS genau auf die Finger zu sehen, be¬
herzigenswert vor allem für die SPD -
um so mehr, als die SED-Nachfolgerin
sich bei seiner Umgründung im Dezem¬
ber 1989 in einem ziemlich unverfrore¬
nen Piratenakt der Formel vom Demo¬
kratischen Sozialismus bemächtigt hat,
mit der die SPD gerade die kommunisti¬
sche Deformation dieser Idee bekämpft
hat und welche die SED als „Sozialdemo¬
kratismus  erbarmungslos verfolgt hat.
Andererseits ist die PDS wirklich nicht
mehr die SED von einst. Aber was ist sie
dann? Die Partei hat bis zur Stunde keine
beruhigende Antwort ge eben. Darauf
zu beharren wäre ein notwendiger Tri¬
but an den Tag vor fünfzigjahren.
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Lafontaine will PDS-Wähler ge innen
50. Jahresta  der Vereini un  von SPD und KPD / Gedenkfeier

Lt. BERLIN. 21. April. Der SPD-Vor-
sitzende Lafontaine hat der SHD-Nachfol-
gepartei PDS vor ewor en, es fehle ihr an
Mut, „ihre Geschichte ehrlich und scho¬
nungslos aufzuarbeiten und die Verant¬
wortung für die historische Schuld ihrer
Vorgängerpartei zu übernehmen . Lafon¬
taine sprach während einer Gedenkfeier
i  Berliner Metropol-Theater anläßlich
des 50. Jahrestages der erzwungenen Ver¬
einigung von SPD und KPD in der dama¬
ligen sowjetisch besetzten Zone. Er be¬
schrieb das heutige Verhältnis der SPD zur
PDS als eine politische Gegnerschaft und

onkurrenz. Auf die Situation in Meck¬
lenburg-Vorpommern, wo es bei den Sozi¬
alde okraten Bestrebungen gibt, mit Un¬
terstützung der PDS eine Regierung zu bil¬
den, ging Lafontaine nicht ein. Er verlang¬
te allgemein für die SPD, sie müsse sich
„ it dem Programm und mit der Politik
der PDS inhaltlich kritisch auseinanderset¬
zen“. Das Ziel der SPD sei es, Wähler der
PDS für die Sozialdemokratie zu gewin¬
nen. Die Sozialdemokraten seien bereit,
ehemalige SED-Mitglieder bei sich aufzu¬
nehmen; die SPD sei offen „für alle dieje¬
nigen, die sich  u unseren Zielen und
Grundwerten bekennen und die keine
schwere Schuld auf sich geladen haben“.

Die Umstände der Vereinigung von
SPD und KPD v r fünf i  Jahren charak¬
terisierte Lafontaine als eine „politische
Gefan ennahme“ der Sozialdemokraten.
Ohne Zweifel sei n damals aus den Reihen
der KPD die Täter, aus der SPD hinge en
die Opfer  ekommen; mindestes 20 000
SPD-Mitglieder  eien im Zuge der
Zwangsvereinigun  gemaßregcll, inhaftiert
oder deportiert worden. Im Blick auf diese
Ereignisse sei es „zynisch , wenn die
Nachfolgepartei der SED, die PDS, heute
lediglich „Elemente von Zwang“ im Zuge
der Vereinigung zugeslehen wolle. Die
PDS verbiege damit die Wahrheit.

Lafontaine erinnerte anschließend an
die O tpolitik, welche die westdeutsche
SPD gegenüber der DDR betrieb; er wür¬
digte die Politik der kleinen Schritte Bahrs

und Brandts und verteidi te die Kontakte
der SPD  ur SED-Führung in den acht i¬
ger Jahren. Das gemeinsa e SPD-SED-
Papier etwa habe der Opposition in der
DDR genutzt, da die SED darin z.ugesi-
chert habe, abweichende Meinungen in ih¬
rem Staat zu dulden. Gespräche von SPD-
Politikern  it der DDR-Staats- und Par¬
teiführung hätten bezweckt, „das Leben
der Menschen im geteilten Deutschland zu
verbessern . Lafontaine nannte es „über¬
flüssig, daß es über diese objektiven Not¬
wendigkeiten deutsch-deutscher Politik
heute immer wieder zu politischen Schein¬
gefechten kom t“.

Die Charakterisierung der SED-Grün-
dung als Zwangsvereinigung wurde wäh¬
rend der Gedenkfeier bestätigt durch
Schilderungen einiger Zeitzeugen und
durch Tonbandmitschnitte einer Berliner
SPD-Konferenz. im März 1946 im Admi¬
r lspalast, jenem Ort, an dem einen Monat
später auch der Vereini un sparteita  und
jetzt die Gedenkfeier an das Ereignis statt¬
fand. Auf der SPD-Dele iertenkonferenz
im März 1946 schlug jenen SPD-Politi-
kern, die wie Grotewohl für einen Zusam¬
menschluß mit der KPD warben, helle
Empörung ent egen. Auch damals waren
Schweriner SPD-Funktionäre anderen
Parteimitgliedern v rau : Der damalige
mecklenbur ische SPD-Vor itzende Molt¬
mann, der als Gastredner auf der Berliner
Versammlun  sprach, rief damals trotzig
der hörbar  u  ebrachten Menge zu: „Die
Vereini un  wird kommen.“

Auf der Gedenkfeier am Wochenende
fiel der Beifall dem als Zcitzeugen gelade¬
nen gebürtigen Rostocker Peter  ehiilz.zii
der die Zeit der Zwangsvereinigung i  Al¬
ter von sechzehn Jahren erlebte, wenig
später in den Westen floh und später lange
Jahre Präsident der Hamburger Bürger¬
schaft war. Schulz sagte, solange er bei der
PDS das höre,  as er nach 1945 auch oft
gehört habe, daß nämlich „nicht alles
schlecht  gewesen sei, so lange sei er zu
einer ernsthaften Befassung mit der PDS
nicht bereit.



„Zwangsvereinigung ist der exakte Begriff4
Die SPD h lt an ihrer Version des Zusammenschlusses mit der KPD vor 50 Jahren fest - Partei ehrte ihre Opfer

Von ARMIN FÜHRER
Berlin - Draußen künden di  zahl¬
reichen Baugerüste an der Fried¬
richstraße an diesem sommerlichen
Samstag davon, daß die Hinterlas¬
senschaften des SED-Regimes in
der Hauptstadt inzwischen zügi 
beseitigt werden. Während die
zahlreichen Touristen sich vorstel¬
len können, wie das Berlin der Zu¬
kunft aussehen wird, werfen drin¬
nen, im Metropol-Theater, rund
1000 Sozialdemokraten einen
Blick zurück ins zerbombte Berlin
der Nachkriegszeit. Hier, im ehe¬
maligen Admiralspalast, wurde
vor genau 50 Jahren, am 21./
22. April 1946 die Verschmelzun 
von SPD und KPD beschlossen.

Die Atmosphäre unter den Ge¬
nossen ist lamiliär. „Du auch
hier?  hört man schon im Hof des
Theaters, oder: „Weißt du noch,
damals ...  Viele, die schon vor 50
Jahren der historischen Vereini¬
ungsversammlung beigewohnt

hatten,, sind auch heute dabei. Als
dann um 10.30 Berlins Bürgermei¬
sterin ChristineBergmann die Ver-
anstam   eroimet, weicnt das Fa¬
miliäre einer  etragenen At¬
mosphäre. Man ist schließlich zu-

• sammengekommen, um der ver¬
mutlich etwa 20 000 Opfer - getö¬
tete, inhaftierte oder gemaßregelte
Genossen - zu gedenken, die im
Zusammenhang mit der Zwangs¬
vereinigung gezählt wurden.

Die Bedeutung des Tages unter-
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Wie war das damals? Lafontaine im Gespräch mit der Zeitzeugin Irma Haase (r.)
und der Berliner Bürgermeisterin Christine Bergmann FOTO: dpa

treicht Bundespräsi¬
dent Roman Herzog,
der vom Schloß Belle¬
vue die zwei Kilome¬
ter zur Friedrichstraße
herübergekommen ist
und in der ersten Rei¬
he Platz nimmt, allein
schon durch seine An¬
wesenheit. Schwei¬
gend verfolgt er das
Programm auf der
Bühne mit den dicken
purpurroten Samtvor¬
hängen an der Rück¬
seite. Professor Her-
mann Weber, Mit ÜeS
der  istorischen
Kommission beim
SPD-Parteivorstand,

setzt sich gegen Versu¬
che sowohl von der
PDS als auch von der
CDU zur Wehr, die
Gründung der SED als
von vielen Sozialde¬
mokraten gewünsch¬
ten Akt zu interpretieren: „Der Be¬
griff Zwangsvereinigung be¬
schreibt exakt die politische Situa¬
tion der Sozialdemokraten 1945/
46 , sagt der renommierte Histori¬
ker. Lafontaine wird die SED-
Gründung in seiner Rede als „poli¬
tische Gefangennahme der SPD im
Osten Deutschlands  bezeichnen.
Die „Wahrheit über die Zwangs¬
vereinigung  heiße: „Aus den Rei¬
hen der KPD kamen die Täter, die

Opfer da egen kamen aus der So¬
zialdemokratischen Partei. 

Damit allerdings wird kaum das
letzte Wort gesprochen sein. Be¬
reits am Wochenende ging die Dis¬
kussion um die „ZwangsVereini¬
ung  weiter. Während PDS-Chef

Lothar Bisky erneut den Begriff
strikt ablehnte, sprach sich Meck¬
lenburg-Vorpommerns CDU-Lan-
deschefin Angela Merkel immerhin
für eine „differenzierte Aufarbei¬

tung  der Vereinigung aus. Der
Zusammenschluß 1946 sei sicher
nicht nur per Zwang zustande ge¬
kommen. Allerdings habe es vor
allem an der Basis der SPD „auf¬
rechte Kämpfer  gegeben, die ver¬
sucht hätten, eine Vereinigung mit
der KPD zu verhindern.

Im Saal des Metropol-Theaters
ist der Begriff Zwangsvereinigung
dagegen unumstritten. Viele Ge¬
nossen in den Zuschauerrängen

halten ergriffen den Atem an, als
kurze Tonbandmitschnitte der
dramatisch verlaufenen Versamm-,
lung von 2000 Sozialdemokraten
am 1. März 1946, ebenfalls im Ad¬
miralspalast, vorgespielt werden.
Damals war deutlich geworden,
daß zahlreiche Sozialdemokraten
zumindest gegen einen sofortigen
Zusammenschluß waren.

Lafontaine fordert die Anwe¬
senden schließlich auf, sich im Ge- !
denken an die Opfer  u erheben.
„Im . Namen der Sozialdemokrati- i
sehen Partei Deutschlands vemei- i
ge ich mich vor den Frauen und '
Männern, die ein ekerkert, gequält i
und getötet wurden, weil sie ihr
Streben nach Freiheit, Gerechtig- ;
keit und Solidarität nicht verleug- ;
nen wollten.  Der SPD-Chef ver¬
spricht den Opfern der Zwangsver- i
einigung: „Ihr Leiden war nicht |
vergebens. 

Lafontaine nimmt die Veran- 1
staltung auch als Anlaß, sich mit
der SED-Nachfolgepartei PDS zu
beschäftigen. Bis heute habe die
PDS nicht den Mut aufgebracht,
die Verantwortung für die histori¬
sche Schuld ihrer Vorgängerpartei
zu übernehmen. Für die SPD sei
die PDS ein politischer Gegner und
Konkurrent, mit dem man sich kri¬
tisch auseinandersetzen müsse.
Auf aktuelle Ereignisse geht er
nicht ein. Schwerin, wo sich mögli¬
cherweise eine Koalition aus SPD
und PDS anbahnt, scheint weit.
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„Sie hatten keine freie Entscheidung  
Die SPD gedenkt der Opfer der Zwangsvereinigung  or 50 Jahren

Von Peter Pragal

Die SPD gedachte am Wochenende
ihrer Mitglieder, die Opfer der
Zwangsvereinigung vor 50 Jahren
wurden.

Die Tonqualität ist schlecht. Aber
was  ie Zuhörer im Berliner Metro¬
pol-Theater, dem einstigen Admiral¬
spalast, vernehmen, ist ein histori¬
sches Dokument voller Dramatik. Ot¬
to Grotewohl, Wortführer der Verei¬
nigungskampa ne, versucht, mehr
als 2 000 Berliner Sozialdemokraten
von den Vorzügen einer Verschmel¬
zung der SP  mit der KPD zu über¬
zeugen. Kr erntet Protest.

„Wir wollen unsere Demokratie
retten , sa t ein Redner. „Wir wollen,
d ß unsere Mitglieder und nicht ir¬
gendwelche S itzenfunktionäre über
das Sein und Nicht-Sein der Sozial¬
demokratischen Partei entscheiden. 
Grotewohl verliert. Am Ende wird
eine Urabstimmung beschlossen, bei
der die Berliner SPD einen Monat
später den sofortigen Zusammen¬
schluß mit der KPD ablehnte.

Der  erliner Rundfunk h t die Re¬
deschlacht vom l.März 19 6 mit¬
schneiden lassen. Doch die Aufn h¬
me versch and im Archiv. Nun
dient sie d zu, die G ste der  e-

• denkstunde ein ustimmen.
Das Theater, in dem Otto  rote¬

wohl und Wilhelm Pieck beim Ver¬
einigun sparteitag am 21. und
22. April 1946 ihren   ndedruck
vollzogen, ist gut gefüllt. Es sind vor-

' wie end ältere Parteimit lieder, die
¦Erinnerungen an die Nachkriegszeit
'haben. Annemarie Renger, einst Se¬
kret rin von Kurt Schumacher, und
Rut Brandt werden mit Ap laus emp-

f fan en. Als Bundespräsident Roman
Herzog eintritt, stehen viele auf.

; Der Historiker Hermann Weber
, sagt, wenn die SPD derjenigen  e-
denke, die von den Kommunisten
verfolgt wurden, dann könne sie sehr
wohl darauf verweisen, „daß sie ge¬
genüber dieser Diktatur als Partei der
Demokratie im Recht war . Heute
winde sich die PDS und lehne es ab,
von Zwangsvereinigung zu sprechen.
Der Begriff beschreibe jedoch exakt
die damalige politische Ta e der So¬
zialdemokraten. „Sie hatten keine

' freie Entscheidung, ob sie die SPD
weiterführen wollten oder nicht. Lin¬

ier dem Druck sowjetischer Besat¬
zun  gab es keine Alternative."

„Gegenstimmen wurden nicht zu¬
gelassen , berichtet die in Tel Aviv
und Berlin lebende lournalistin Inge
Deutschkron. Sie war damals Sekre¬
t rin bei der Zentralverwaltung für
Volksbildung. Wegen ihrer abwei¬
chenden Meinung wurde sie mehr¬
fach aus Versammlungen hinausge¬
worfen. „Wir wollten um den besten
Weg streiten, uns aber diesen nicht
vorschreiben lassen , säet Ulf Müller.
der als Student in Halle dem Druck
der Kommunisten ausgesetzt war.
Ihn drängte man sogar, für den „be¬
waffneten Kampf  egen Hitler-Ea-
schisten und Saboteure  bereitzuste¬
hen. Seine Weigerung bezahlte er mit
acht Jahren Zuchthaus.

Die KPD habe die SPD vernichten
wollen, u  unter der Hoheit der so¬
wjetischen Militärmacht die unein-
gesch nkte Macht auszuüben, sa t
der Parteivorsitzende Oskar Lafon¬
taine in seiner Gedenkrede. „Die Ein¬
heitspartei war das Instru ent da¬
für.  Die Auslöschung sei durch Ver¬
folgung, Täuschung und Betrug be¬
trieben worden. „Die W hrheit
hei t: Aus den Reihen der KPD k ¬
men die 'T ter, die O fer dagegen

Wenn sich die CDU-nahe Konrad-
Adenauer-Stiftun  mit der SED-
Gründung vor 50 J hren beschäf¬
ti t, er artet  an eigentlich Hin¬

eise auf die Reaktion der Christ¬
demokraten in diesen Nachkriegs¬
zeiten. Oder man befürchtet, daß
die Geschichte für aktuelle Au ¬
einandersetzungen zwischen So¬
zial- und Christdemokraten be¬
müht wird. Doch nichts derglei¬
chen geschah bei der Adenauer-
Stiftun  am Freitag. Es gab zwei
solide Vorträge über die SED-Hi-
storie und eine unaufgeregte Aus¬
einandersetzung mit der PDS. Letz¬
tere übernahm der sachsen-anhal-
tinische CDU-Mann Christoph
Bergner. In den Vorträgen schil¬
derten der Berliner Historiker
Manfred Wilke die Gründung der
SED und sein Rostocker Kollege
Werner Müller die Umwandlung

kamen aus der Sozialdemokratie." Zu
keiner Zeit h be es in der ostdeut¬
schen Sozialdemokratie eine Mehr¬
heit  egeben, die eine Vereini un 
unter den von der KPD vorgeschla¬
genen Bedingungen befür ortet h t¬
te, sagt Lafontaine weiter. Ge iß h t- ;
ten viele die Hoffnung gehabt, daß
die Spaltung der Linken übenvunden

erden könnte. Aber diese Erwar- j
tungen seien „aufs schändlichste be- ,
trogen worden .

Trotz der klaren Worte gelingt es ;
Lafontaine nicht, bei den Zuhörern :
Emotionen zu wecken. Auch dann
nicht, als er auf die PDS zu sprechen
kommt. Es sei zynisch, wenn die SED- j
Erben davon sprechen, es habe da- I
mals nur „Elemente von Zwang  ge¬
geben. Bis heute habe die PDS nicht
den Mut aufgebracht, ihre Geschich¬
te ehrlich und schonungslos aufzu¬
arbeiten und die Verant ortung für
die Schuld ihrer Vorgängerpartei zu
übernehmen. „Dies ist sie aber den
Opfern schuldig.  Für die SPD sei die
PDS ein politischer Gegner und Kon¬
kurrent, dessen Wähler man zu  e¬
winnen trachte, sagt Lafontaine. Darf
man sich mit den SED-Nachfolgern
auf ein Bündnis einlassen oder nicht?
Zu die er Tra e sa t er freilich nichts.

der Partei zu einer stalinistischen.
Die Tra e, ob es denn nun ein Zu¬
sammenschluß oder eine Zwangs¬
vereini ung gewesen sei, beschied
Manfred Wilke mit einem Zitat des
damaligen SPD-Oberbürgermei-
sters von Chemnitz, Hans Herms¬
dorf: „Von einer freien Willensäu¬
ßerung unserer Genossen kann in
der ganzen sowjetischen Zone
nicht mehr gesprochen werden.
Die Einheit wird eben gemacht,
und wehe dem, der sich erlaubt,
eine andere Meinung zu haben." :
Wilke erklärte, daß es z ar ge¬
meinsame Auffassungen zwischen
der SPD und der KPD gegeben ha¬
be. Die Lage der Sozialdemokraten
in der sowjetisch besetzten Zone
sei aber letztlich mit der „einer
ein ekesselten Armee  vergleich¬
bar gewesen. ja

Eingekesselte Genossen


